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vorhabenbezogener Bebauungsplan "Solarpark Calvörde West" OT 

Flecken Calvörde der Gemeinde Calvörde 

Ihr Zeichen:  

 

Sehr geehrte Frau Jeewe, 

 

mit Schreiben vom 11.01.2023 baten Sie das Landesamt für Geologie und 

Bergwesen Sachsen-Anhalt (LAGB) bezüglich des oben genannten vorha-

benbezogenen Bebauungsplans um eine Stellungnahme. 

 

Durch die zuständigen Fachdezernate der Bereiche Geologie und Bergbau 

des LAGB erfolgten Prüfungen zu Ihrer Anfrage, um Sie auf mögliche geo-

logische / bergbauliche Beeinträchtigungen hinweisen zu können. 

 

Aus den Bereichen Geologie und Bergwesen kann Ihnen Folgendes mitge-

teilt werden: 

 

Bergbau 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans "Solarpark Calvörde West" befin-

det sich vollständig innerhalb der nachfolgend aufgeführten Bergbauberech-

tigung nach den §§ 6 ff Bundesberggesetz: 

 

10.02.2023 

32-34290--2704/2023 

 

Tim Kirchhoff  

Durchwahl +49 0345 13197-438 

stellungnahmen.lagb@sachsen-

anhalt.de 

 

IIP Ingenieurbüro Invest-Projekt GmbH 
Am Spielplatz 1  
39448 Börde-Hakel 

Neue  

Kontakt- 

daten! 
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Art der Berechtigung Bergwerkseigentum 

Feldesname Zielitz III 

Nr. der Berechtigung III-A-d/h-615/90/1009 

Bodenschatz Kalisalze einschließlich auftretender Sole, Formationen und 

Gesteine mit Eignung für behälterlose unterirdische Spei-

cherung 

Rechtsinhaber bzw. Rechtseigentümer K+S Minerals and Agriculture GmbH,  

Bertha-von-Suttner-Straße 7, 34131 Kassel 

 

Die in o.a. Tabelle angegebene Bergbauberechtigung räumt den Rechtsinhabern bzw. den Eigen-

tümern die in den §§ 6 ff BBergG aufgeführten Rechte ein und stellen eine durch Artikel 14 GG 

geschützte Rechtsposition dar. Da die Rechte der Inhaber/ Eigentümer der Bergbauberechtigun-

gen zu berücksichtigen sind, wird empfohlen von diesen eine entsprechende Stellungnahme zu 

dem geplanten Vorhaben einzuholen. 

 

Hinweise auf mögliche Beeinträchtigungen durch umgegangenen Altbergbau liegen dem LAGB 

für das angefragte Gebiet nicht vor. 

 

Geologie 

 

Ingenieur- und Hydrogeologie 

 

Vom tieferen geologischen Untergrund ausgehende, durch natürliche Subrosionsprozesse be-

dingte Beeinträchtigungen der Geländeoberfläche (bspw. Erdfälle) sind dem LAGB im zu betrach-

tenden Standortbereich nicht bekannt.  

 

Gemäß der digitalen Geologischen Karte und naheliegenden Bohrungen kommen im betreffenden 

Bereich unter der Geländeoberkante Sande vor. Zum Baugrund im Bereich des Vorhabens gibt 

es ebenfalls keine besonderen Hinweise oder Bedenken. 

 

Bezüglich des Vorhabens gibt es beim gegenwärtigen Kenntnisstand aus hydrogeologischer Sicht 

keine Bedenken. Die hier üblicherweise mitgeteilten Sachverhalte sind bekannt. Außerhalb des 

Gewässers ist Grundwasser erst in Tiefen grösser als 5 m unter Flur zu erwarten. Für die alte 

Sandgrube im Osten/ am östlichen Rand des Plangebietes existieren Bohrungen, die eine Nut-

zung als Deponie nahelegen. 

 

 

 



Seite 3/3 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Kirchhoff 

 

 

 



Landkreis Börde. Bornsche Straße 2 • 39340 Haldensleben

Verbandsgemeinde Flechtingen
Bauamt
Lindenplatz 11 - 15
39345 Flechtingen

/

Landkreis
Börde
Der Landrat

Dezernat 3
Amt für Planung und Umwelt

Ihr Zeichen / Nachricht vom:

Mein Zeichen / Nachricht vom :
2023-00173-hn

Datum:
07.02.2023

Sachbearbeiter/in:
Frau Hein

Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Solarpark Calvörde West" OT
Flecken Calvörde der Gemeinde Calvörde
Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB

Der Landkreis Börde wurde im Rahmen der Behördenbeteiligung ge­
mäß § 4 Abs. 2 BauGB um Stellungnahme zum Entwurf des vorhaben­
bezogenen Bebauungsplans "Solarpark Calvörde West" OT Flecken
Calvörde der Gemeinde Calvörde (B-Plan) gebeten.

Zur Beurteilung lagen vor :

Entwurf der Begründung, Stand November 2022
Entwurf der Planzeichnung des B-Plans, Stand 13.12.2022,
Maßstab 1:2000
Umweltbericht, Stand November 2022
Bericht zur Kartierung Fauna und Flora, Stand September 2022
Naturschutzrechtliche Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung, Stand
November 2022

Der Landkreis Börde nimmt mit folgenden Anregungen, Bedenken und
Hinweisen Stellung.

Von Seiten der unteren Landesentwicklungsbehörde wird betont, dass
die Ziele und Grundsätze der Raumordnung im Gesetz über den Lan­
desentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt (LEP-LSA 2010) vom
11.03.2011 (GVBI LSA Nr. 6/2011 , S. 160) und die konkreten Ziele und
Grundsätze der Raumordnung im Regionalen Entwicklungsplan (REP
MD) der Planungsregion Magdeburg (beschlossen am 17.05.2006, ge­
nehmigt am 29.05.2006 und bekannt gemacht am 30.06.2006 (außer
Teilplan Wind, der durch Urteil des BVerwG 2016 außer Kraft gesetzt
wurde) festgestellt sind.
Der Regionale Entwicklungsplan der Planungsregion Magdeburg (REP
MD) befindet sich zurzeit in Neuaufstellung .

Haus / Raum:
3/315

Telefon / Telefax:
03904172406242
03904/724056100

E-Mail:
astrid.hein@landkre is-boerde.de

Besucheranschrift:
Triftstraße 9-10
39387 Oschersleben

Postanschrift:
Landkreis Börde
Postfach 100153, 39331 Haldensleben

Telefonzentr ale: +49 3904 7240-0

Zentra les Fax: +49 3904 49008

Internet:
www.landkreis-boerde.de

E-Mail:
kreisverwaltung@landkreis-boerde.de

E-Mail-Adressen nur für formlose
Mitteilungen ohne elektronische Sig­
natur

Sprechzeiten:
Di. 9:00 Uhr - 12:00 Uhr

13:00 Uhr - 18:00 Uhr

Bankverbindungen:
Kreissparkasse Börde
BIC: NOLAOE21HOL
IBAN: OE30 8105 5000 3003 0030 02

Kreissparkasse Börde
BIC: NOLADE21HDL
IBAN: OE96 8105 5000 3400 0053 54

ZertIft1<a, selt2018
wd l1: berufundfa mifie
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Die Ziele der Raumordnung sind bei raumbedeutsamen Planungen zu beachten.
Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23.
April 2015 (GVBI. LSA S. 170), geändert durch Gesetz zur Änderung des Landesentwicklungs­
gesetzes Sachsen-Anhalt vom 30. Oktober 2017 (GVBI. LSA S. 203) ist der Antragsteller ver­
pflichtet , der obersten Landesentwicklungsbehörde (Ministerium für Infrastruktur und Digitales
des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24), die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen
mitzuteilen und die erforderlichen Auskünfte zu geben. Die Feststellung der Vereinbarkeit der
oben genannten Planungl Maßnahme mit den Zielen der Raumordnung erfolgt dann durch die
gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA zuständige oberste Landesentwicklungsbehörde nach
§ 13 Abs. 2 LEntwG LSA.
Zur Beachtung der in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung ist die Stellungnahme der
Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg einzuholen.

Et~.9I9.D9.!JD.9.

Die Stellungnahme der obersten Landesentwicklungsbehörde ist einzuholen.
Bei o.g. Vorhaben handelt es sich um die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans
"Solarpark Calvörde West" der Gemeinde Calvörde fürden OT Flecken Calvörde. Das Verfahren
zur Aufstellung des Bauleitplanes befindet sich in der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB.
Hierbei sollen landwirtschaftlich genutzte und teilweise bewaldete Flächen überplant werden. Der
Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplanes umfasst insgesamt eine Fläche von ca. 112 Hektar.
Es ist beabsichtigt die Flächen als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Freiflächen-Photo­
voltaik" festzusetzen. Der vorliegende Bebauungsplan soll hierfür die planungsrechtlichen Vo­
raussetzungen schaffen.
Das Gebiet ist im derzeit gültigen Flächennutzungsplan als Fläche für die Landwirtschaft sowie
teilweise als Waldfläche ausgewiesen. Die Darstellungen werden im Parallelverfahren zur Auf­
stellung des B-Plans angepasst.
Die Tatbestände nach Pkt. 3.3 Buchstabe p) des Runderlasses zur Zusammenarbeit der obersten
Landesentwicklungsbehörde mit den unteren Landesentwicklungsbehörden im Rahmen der lan­
desplanerischen Abstimmung nach dem Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (Rd.Erl. des
MLV vom 1.11.2018 - 24-20002-01, veröffentlicht im MBI. LSA Nr. 41/2018 vom 10.12.2018) sind
nicht erfüllt.
Sollte die oberste Landesentwicklungsbehörde einschätzen , dass eine raumbedeutsame Pla­
nung vorliegt , sind die Ziele der Raumordnung zu beachten.

Nach Prüfung der vorliegenden Unterlagen bestehen aus Sicht des Bauordnungsamtesl vorbeu­
genden Brandschutzes gegen das o. g. Vorhaben keine Bedenken.
Maßnahmen des baulichen Brandschutzes in Zuständigkeit der Bauordnungsbehörde wurden
nicht geprüft.

Das Straßenverkehrsamt erteilt die verkehrsbehördJiche Zustimmung.

Belange des Amtes für Straßenbau und-unterhaltung des Landkreises Börde als Straßenbaulast­
träger für Kreisstraßen sind nicht betroffen.
Der Landkreis Börde als Straßenbaulastträger für Kreisstraßen ist nur für bauliche Anlagen an
Kreisstraßen nach § 24 StrG LSA zustimmungspflichtig.
Die Erschließung des Plangebietes soll über eine Anbindung an die L 24 erfolgen, entsprechend
dem Punkt 6.1 Verkehrsflächen.
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Der zuständige Baulastträger, die Landesstraßenbaubehörde Regionalbereich Mitte Magdeburg
ist somit in die Beteil igung gemäß § 4 Abs . 2 Bau GB einzubeziehen.
Eine weitere Einbeziehung des Amtes in das Verfahren ist nicht notwendig.

Das Rechtsamt. Sachgebiet Sicherheit und Ordnung, hat für die angegebenen Flächen keinen
Verdacht auf Kampfmittelbelastung festgestellt.

Gemarkung Flur Flurstückle
Calvörde 10 44

11 7,11,12,13,14,15,16,17,18,19,20,23,24,27,28,30,
31,32,41 ,43,44,45,46,47,48,49,50,51,52,53,54,55,
56,57,58,59,60,61,62,63,64,65,66,86,107,108,109,
110,111,112,113,114,115,116,117,118,119,121,122,
123,124,125,126/1,126/2,127,130142

Somit ist bei Maßnahmen an der Oberfläche sowie bei Tiefbauarbeiten oder sonstigen erdein­
greifenden Maßnahmen im Planbereich nicht zwingend mit dem Auffinden von Kampfmitteln zu
rechnen.
Hinderungsgründe, die durch einen Kampfmittelverdacht begründet sein könnten, liegen nicht
vor.
Da ein Auffinden von Kampfmitteln bzw. Resten davon nie hinreichend sicher ganz ausgeschlos­
sen werden kann, ist der Antragsteller auf die Möglichkeit des Auffindens von Kampfmitteln und
auf die Bestimmungen der Gefahrenabwehrverordnung zur Verhütung von Schäden durch
Kampfmittel (KampfM-GAVO) vom 20.04.2015 (GVBI. LSA Nr. 8/2015, S. 167 ff.) hinzuweisen.

Das Amt für Planun g und Umwelt nimmt wie folgt Stellung:

Für die Verbandsgemeinde Flechtingen liegt ein rechtskräftiger Flächennutzungsplan vor. Darin
ist das Plangebiet, wie auch in der Begründung Punkt 4 Abschnitt Vorbereitende Bauleitplanung
ausgeführt, hauptsächlich dargestellt als Fläche für die Landwirtschaft. Des Weiteren sind geringe
Bereiche als Fläche für Wald dargestellt.
Derzeit wird dem Entwicklungsgebot gemäß § 8 Abs . 2 BauGB mit dem vorliegenden B-Plan,
dass Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln sind, noch nicht entspro­
chen.
Wie in der Begründung Seite 23 formuliert, soll die geplante Ausweisung der Fläche des vorha­
benbezogenen Bebauungsplanes " Solarpark Calvörde West" OT Flecken Calvörde der Ge­
meinde Calvörde als IlSondergebiet Photovoltaik" in den Flächennutzungsplan aufgenommen
werden.
Derzeit wurde nur das frühzeitige Beteiligungsverfahren im Rahmen der Aufstellung der 4. Ände­
rung des Flächennutzungsplans (im Parallelverfahren mit der Bauleitplanung der Gemeinde Cal­
vörde zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Solarpark Calvörde West") der Verbandsge­
meinde Flechtingen gemäß § 4 Abs . 1 BauGB durchgeführt.
Die Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren ist Voraussetzung dafür, dass der
B-Plan dem Entwicklungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB Rechnung trägt.
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Auf der Planzeichnung ist die maximale Höhe der baulichen Anlagen als oberer Bezugspunkt in
der textlichen Festsetzung Nr. 2 festgesetzt. Gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO sind bei Festsetzung
der Höhe baulicher Anlagen die erforderlichen Bezugspunkte zu bestimmen. Hierzu zählen der
obere und der untere Bezugspunkt. Der untere Bezugspunkt der Höhe der baulichen Anlagen ist
in der Planzeichnung eindeutig zu bestimmen.
Laut Begründung Punkt 5.2 soll das Geländeniveau als unterer Bezugspunkt dienen.
Die planungsrechtliche Festsetzung Nr. 2 ist auf der Planzeichnung bezüglich des unteren Be­
zugspunktes nachvollziehbar und eindeutig zu ergänzen.

Die Baugrenze stimmt laut Planzeichnung mit der Begrenzung der Fläche für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft überein.
Entlang der Plangebietsgrenze werden mit den Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft Flächen vorgehalten, die in die naturschutzrecht­
liche Eingriffs-I Ausgleichsbilanzierung einbezogen werden und damit zu den Grundzügen der
Planung gehören .
Der Abstand von der Baugrenze zur Geltungsbereichsgrenze beträgt laut Planzeichnung 5 m bis
auf zwei Abschnitte im östlichen Geltungsbereich, wo er für die Flächen mit Bindungen für Be­
pflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und
von Gewässern noch breiter ist.
In die textliche Festsetzung Nr. 3 ist der Abstand der festgesetzten Baugrenze von 5 m für die
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
aus der Planzeichnung zu übernehmen.

Des Weiteren ist die entsprechende Kompensationsmaßnahme (A1 - A6) für die Fläche zwischen
Baugrenze und Geltungsbereichsgrenze in der Planzeichnung festzusetzen.

Weder in den textlichen Festsetzungen noch in der Zeichenerkfärung findet sich die auf der Plan­
zeichnung angebrachte Markierung "M2" wieder. Die Zeichenerklärung und die textlichen Fest­
setzungen sind dahingehend zu ergänzen .
Auf der Abbildung Seite 12 des Umweltberichts ist diese Fläche für die Kompensationsmaß­
nahme A2 vorgesehen.

Da die Flächen für Maßnahmen zum Schutz , zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land­
schaft nicht vollständig mit Flurstücksgrenzen übereinstimmen, ist die Ausdehnung der Flächen
auf der Planzeichnung zu bemaßen, um die Flächeninanspruchnahme eindeutig abzugrenzen .

Auch der Geltungsbereich ist dort eindeutig zu bemaßen, wo die Geltungsbereichsgrenze von
Flurstücksgrenzen abweicht.

Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht steht dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan
"Solarpark Calvörde West" nichts entgegen.
Die Vorhabenfläche grenzt östlich an die Altablagerung 43108 "Mülldeponie ". Die Flurstücke 41,
43, 44 und 130/42 der Flur 11 , Gemarkung Calvörde, welche nur in Teilen zur Vorhabenfläche
gehören, sind im Altlastenkataster des Landkreises Börde im Zusammenhang mit dieser Altabla­
gerung registriert. Auch wenn nur die nicht betroffenen Teile dieser Flurstücke zum Vorhabenge­
biet gehören sollen, ist es in den Grenzbereichen nicht auszuschließen, dass bei anstehenden
Tiefbaumaßnahmen mit dem Antreffen schädlicher Bodenveränderungen zu rechnen ist.
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Werden im Plangebiet Verunreinigungen des Bodens festgestellt oder ergeben sich Hinweise
bzw. Verdachtsmomente, dass Verunreinigungen erfolgt sind, so sind diese dem Natur- und Um­
weltamt des Landkreises Börde anzuzeigen und das weitere Vorgehen abzustimmen.
Im Zuge der Umsetzung des Vorhabens sind folgende Maßgaben einzuhalten:

Anfallender unbelasteter Mutterboden (Oberboden) ist nutzbar zu erhalten und zeitnah einer ord­
nungsgemäßen Wiederverwendung zuzuführen , sodass seine Bodenfunktionen gesichert oder
wiederhergestellt werden. Anfallender Bodenaushub, welcher nicht für die Dauer der Baumaß­
nahme unmittelbar am Standort verwendet wird, ist in einer dafür zugelassenen Anlage zu ent­
sorgen.
Mit Grund und Boden ist sparsam und schonend umzugehen. Bodenversiegelungen sind auf das
notwendige Maß zu begrenzen.

Die bei den Baumaßnahmen anfallenden Bauabfälle sind entsprechend der Verordnung über die
Entsorgung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen
(Gewerbeabfallverordnung - GewAbN) vom 18. April 2017 (BGB!. I S. 896), in der geltenden
Fassung, getrennt zu halten und gemäß § 8 Abs.1 KrWG einer ordnungsgemäßen, schadlosen
und hochwertigen Verwertung zuzuführen.
Anfallender unbelasteter Bauschutt ist in einer dafür zugelassenen Anlage (z.B. Bauschuttrecyc­
linganlage) zu entsorgen.
Die Verwendung von Bauschutt für bodenähnliche Anwendungen ist unzulässig .

Nichtverwertbare Bauabfälle (Abfälle zur Beseitigung) sind entsprechend der Abfallentsorgungs­
satzung - AES des Landkreises Börde in der geltenden Fassung zu entsorgen .
Grünabfälle sind in einer dafür zugelassenen Kompostierungsanlage zu entsorgen.

Soll im Rahmen der Baumaßnahme Recyclingmaterial als mineralischer Ersatzbaustoff verwen­
det werden, sind die geltenden abfallrechtlichen Bestimmungen zu beachten und einzuhalten .
Dies betrifft insbesondere die Regelungen für die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfäl­
len (RsVminA) sowie die Merkblätter 19 und 20 der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) mit
den jeweiligen Einbaubeschränkungen bzw. Einbauverboten u. a. in festgelegten Schutzgebieten
sowie den Dokumentationspflichten bei der Verwertung von mineralischen Abfällen der Einbau­
klasse 2. Der geplante Einbau von Recyclingmaterial der Einbauklassen 1.2 und 2 (Z 1.2 und Z
2 - Material) ist im Vorfeld mit der unteren Abfallbehörde abzustimmen.

Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Aufstellung des B-Plans für die Nutzung
von Solarenergie in Form einer Freiflächenphotovoltaikanlage.
Die Ermittlung der Arten und Biotope im Plangebiet sowie deren naturschutzfachliche Bewertung
erfolgte ordnungsgemäß. Die darauf aufbauende Ableitung von Vermeidungs- und Ausgleichs­
maßnahmen ist nachvollziehbar und schlüssig. Die Bilanzierung des Eingriffs und der Ausgleichs­
maßnahmen ist nicht zu beanstanden. Die Realisierbarkeit der Ausgleichsmaßnahmen A1 bis A6
und deren dauerhafte Funktionalität sind zu gewährleisten.

Keine immissionsschutzrechtlichen Bedenken.
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Aus Sicht des Gewässerschutzes bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben.
Aus wasserbaulicher Sicht bestehen gegen den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Solarpark
Calvörde West" der Gemeinde Calvörde, OT Flecken Calvörde, grundsätzlich keine Bedenken.
Das Planungsgebiet befindet sich außerhalb von festgesetzten Überschwemmungsgebieten
(§ 76 Wasserhaushaltsgesetz, WHG) und außerhalb von Hochwasserrisikogebieten (§ 78b
WHG). Gewässer erster oder zweiter Ordnung sind vom Vorhaben nicht direkt betroffen.

!:ljD.w§1~~.:.J~.~.w~§§~r._~VY~!1~LQL9D.!:J,!]9

Zu beachten ist, dass der "Neuteichzechegraben" und der Graben "Flechtinger Str." als Gewäs­
ser 11. Ordnung in unmittelbarer Nähe des Plangebietes verlaufen.

Zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Gewässerunterhaltung gelten für den angrenzenden Ge­
wässerrandstreifen, die Bestimmungen und Verbote gemäß § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
LV.m. § 50 Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt (WG LSA). Der Gewässerrandstreifen
beträgt im Außenbereich 5 Meter ab Böschungsoberkante (§ 50 (1) WG LSA). Innerhalb bebauter
Ortsteile ist die "Verordnung über die Unterhaltung der Gewässer zweiter Ordnung" (Unterhal­
tungsordnung) im Landkreis Börde vom 19.05.2011 zu beachten.

Zum weiteren Verfahrensverlauf

Sollte der Planentwurf vor In-Kraft-Treten geändert oder ergänzt werden, ist der Landkreis Börde
gemäß § 4 a Abs . 3 BauGB nochmals als Träger öffentlicher Belange zu beteiligen.
Nach Abwägung durch die Gemeinde gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB wird um Mitteilung des
Ergebnisses gebeten.
Nach In-Kraft-Treten der Planung ist dem Amt für Planung und Umwelt als Grundlage für nach­
folgende weitere Planungen oder Genehmigungsverfahren, ein ausgefertigtes und bekanntge­
machtes Planexemplar (einschließlich Begründung und Satzungsbeschluss) in beglaubigter Ko­
pie sowie ein Nachweis des Durchführungsvertrages zur Verfügung zu stellen.
Das Amt für Planung und Umwelt ist über das durch Bekanntmachung nach § 10 Abs . 3 BauGB
bewirkte In-Kraft-Treten des B-Planes zu informieren.

Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfeststellung oder sonstige be­
hördliche Entscheidungen entsprechend den Rechtsvorschriften.

Im Auftrag

\~~c6b,
S. Pscheida
Sachgebietsleiterin







 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt · Richard-Wagner-Str. 9 · D-06114 Halle 

 

 

Thomas Schmidt-Brücken 

Abt. Bau- und Kunstdenkmalpflege 

Gebietsreferent 
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Postanschrift 

Landesamt für Denkmalpflege 

und Archäologie Sachsen-Anhalt - 

Landesmuseum für Vorgeschichte 

Richard-Wagner-Str. 9 

o6114 Halle (Saale) 

 

 

Landeshauptkasse Sachsen-Anhalt 

IBAN:DE21 8100 0000 0081 0015 00 

BIC: MARKDEF1810 

Bundesbankfiliale Magdeburg 

VAT: DE 1937 117 14 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zu oben genanntem Vorhaben erhalten Sie aus Sicht des Landesamtes für 

Denkmalpflege und Archäologie (LDA) folgende fachliche Stellungnahme zu 

den Belangen der Bau- und Kunstdenkmalpflege: 

 

Vom Vorhaben sind die Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege nach 

derzeitigem Kenntnisstand nicht betroffen.  

 

Bitte beachten Sie auch die Stellungnahme des LDA zu den Belangen der 

archäologischen Denkmalpflege, die Ihnen gesondert zugeht.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

 

Thomas Schmidt-Brücken 

 

Anlage: - 

Verteiler: IIP GmbH – vorab per E-Mail 

 LDA Abt. 4  – per E-Mail 

 

 

IIP GmbH 

Am Spielplatz 1  

39448 Börde-Hakel 

 

Calvörde OT Calvörde, Bauleitplanung der Gemeinde Calvörde zum 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Solarpark Calvörde West" OT 

Flecken Calvörde der Gemeinde Calvörde 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 

Abs. 2 BauGB 

13.02.2023 

# 

23-00772# 

Denkmal-Erfassungsnummer BKD: 

 


